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Fazit
Stellt ein Aktionär an der Generalversammlung einen Antrag auf
Durchführung einer Sonderprüfung, muss er auf einer Abstimmung behar-
ren. Tut er dies nicht, gilt der Antrag nicht als abgelehnt,  und er kann den
Richter nicht anrufen.     

1 Privatrecht - Vollstreckung
1.2 Obligationenrecht

1.2.62 Sonderprüfung 

Der Antrag auf Durchführung einer Sonderprüfung ist nicht traktandierungspflichtig.
Er kann auch «überfallartig» erst an der Generalversammlung gestellt werden.

Die Sonderprüfung ist ein subsidiärer Rechtsbehelf, als vor dem Antrag in der
Generalversammlung die anderen Kontrollrechte, gemeint ist das Auskunftsrecht oder
das Einsichtsrecht, ausgeschöpft sein müssen. Dabei genügt die Ausübung in der
Generalversammlung. Eine gerichtliche Durchsetzung des Auskunfts- oder Einsichts -
anspruchs wird nicht verlangt. 

Als weiterer Schritt ist sodann ein Antrag auf Durchführung einer Sonderprüfung
in der Generalversammlung erforderlich, über den die Generalversammlung abzustim-
men hat. Antrag und Abstimmung sind unverzichtbar, entscheidet doch die konkrete
Beschlussfassung durch die Generalversammlung, welches Verfahren zur Anwendung
gelangt: dasjenige nach Art. 697a Abs. 2 OR bei Gutheissung, dasjenige nach Art. 697b
OR bei Ablehnung des Antrags. Einen direkten Weg zum Richter gibt es nicht. Vielmehr
muss der Aktionär sein Anliegen zuerst der Generalversammlung unterbreiten.

Der Verwaltungsrat ist verpflichtet, den Antrag in der Generalversammlung zur
Abstimmung zu bringen. Verweigert er die Abstimmung über den Antrag auf
Durchführung einer Sonderprüfung, so wird dies einer Abstimmung mit ablehnendem
Ergebnis gleichgesetzt und öffnet den Weg zum Richter nach Art. 697b OR.              

Den Aktionär trifft insofern eine Abstimmungsverfolgungspflicht, als er an der
Generalversammlung am Antrag festhalten und nötigenfalls auf einer Abstimmung
beharren muss. Wenn die Abstimmung bloss faktisch unterbleibt, ohne dass eine
Abstimmungsverweigerung vorliegt, gilt der Antrag nicht als abgelehnt, d.h. der Weg
zum Richter steht mangels Abstimmung in der Generalversammlung nicht offen.   
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